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Beschlussvorlage  

 
Berichtsvorlage  

 
öffentliche 
Sitzung 

 
 
nicht-öffentliche 
Sitzung 

 Beratungsfolge:    Datum:  

 Fachausschuss Haushalts- und Finanzausschuss  27.11.2002  

 Fachausschuss    

 Kreisausschuss  
 

 03.12.2002  

 Kreistag   11.12.2002  

       
Inhalt: 
 
Umlage der Regionalen Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim 
 

Wenn Kosten entstehen: 

Kosten  

15.360 € 
Haushaltsstelle 

 
Haushaltsjahr 

2003  
 
Mittel stehen zur Verfügung 

 
 
Mittel stehen nicht zur Verfügung 

 
Deckungsvorschlag: 

 
 
Mittel stehen nur in folgender Höhe 
zur Verfügung:  

 
 

 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag stimmt grundsätzlich einer Umlage zur Finanzierung der Regionalen Planungsgemeinschaft nicht 
zu.  

zuständiges Amt:       

Amt für 
Wirtschaftsförderung 
und Kreisentwicklung  

 Herr Tramp    Klemens Schmitz  

  Amtsleiter  Dezernent  Landrat 

       
abgestimmt mit: 
Amt  Name   Unterschrift   

20 Herr Förster 
  
 
Beratungsergebnis: 

Kreistag/ 
Ausschuss 

Datum Stimmen Stimm- 
enthaltung 

Einstimmig Lt. Beschluss- 
vorschlag 

Abweichender 
Beschluss 

 (beiliegendes Formblatt) 
  Ja Nein     

HFA 27.11.02       

KA 03.12.02       

KT 11.12.02       
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Begründung der Vorlage: 
 
Mit Schreiben vom 17.10.2002 wurde der Landrat darüber informiert, dass für den 
Haushalt 2003 der Regionalen Planungsgemeinschaft Uckermark /Barnim, unter 
Annahme der gleichbleibenden Zuweisungen des Landes Brandenburg, eine 
Deckungslücke von ca. 32.000 € zu erwarten ist.  
 
Gemäß der Hauptsatzung entstünde eine Umlage von 48 % für den Landkreis 
Uckermark (15.360 €). 
 
Unter dem Aspekt, dass die Einrichtung der Regionalen Planungsstellen durch das 
Land und entgegen der Meinung der damaligen Landkreise durchgesetzt wurde, sieht 
sich der Landkreis nicht in der Pflicht eine Umlage zu zahlen. Das Land Brandenburg 
will sich aus der Finanzierung offensichtlich zurückziehen.  
 
Unter Beachtung der eigenen Haushaltssituation ist der Landkreis Uckermark derzeit 
nicht in der Lage, diese Umlage in den Haushalt 2003 einzustellen.  
 
 
 
Anlage 
Schreiben vom 17.10.2002  
 
 
 
 




